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Beschlussvorschlag:
der Ausschuss für Stadtentwicklung, Klima und Mobilität (SKM) beschließt:
 

1. Das beantragte Bauvorhaben wird aufgrund der dargestellten planungsrechtlichen und 
städtebaulichen Bedenken abgelehnt. Die Zustimmung der Gemeinde für das Bauvorhaben
Walder Straße 300, 302 wird gemäß § 246e BauGB i.V.m. § 36a BauGB verweigert. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, dem Antragsteller die Ablehnung mitzuteilen.
 
 
Erläuterungen und Begründungen:
 
In der Sitzung des Rates am 15.04.2026 wurde aufgrund der Novelle des Baugesetzbuches 2025 
zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung ein Beschluss zur 
zukünftigen Verfahrensweise bei bestimmten Bauvorhaben gefasst. Für Wohnbauvorhaben, die 
unter die neuen gesetzlichen Bestimmungen fallen und denen eine besondere städtebauliche 
Wirkung zukommen, wurde die Entscheidungskompetenz zur Zustimmung der Gemeinde nach § 
36a BauGB dem Ausschuss für Stadtentwicklung, Klima und Mobilität übertragen.
 
Zu beachten ist insbesondere die im Baugesetzbuch vorgesehene Frist von drei Monaten, 
innerhalb derer die Gemeinde zu entsprechenden Vorhaben Stellung nehmen muss. Erfolgt 
innerhalb dieses Zeitraums keine Äußerung der Gemeinde, gilt das Vorhaben gemäß den 
gesetzlichen Regelungen als genehmigt. Durch die Übertragung der Entscheidungskompetenz auf 
den Ausschuss soll sichergestellt werden, dass eine fristgerechte und zugleich städtebaulich 
fundierte Entscheidung getroffen werden kann.
 
Vor diesem Hintergrund wird das nachfolgend beschriebene beantragte Bauvorhaben an der 
Walder Straße 300, 302 dem Ausschuss für Stadtentwicklung, Klima und Mobilität zur Beratung 
und zur Entscheidung über die Ablehnung der Zustimmung oder der Erteilung der Zustimmung 
vorgelegt. Aus fachlicher Sicht der Stadtverwaltung entfaltet das Vorhaben eine besondere 
städtebauliche Wirkung, die eine entsprechende politische Befassung erforderlich macht. Nach 
eingehender Prüfung empfiehlt die Stadtverwaltung die Zustimmung zu dem beantragten 
Bauvorhaben aufgrund der nachfolgend dargestellten planungsrechtlichen und städtebaulichen 
Bedenken abzulehnen.
 
Das Bauvorhaben

Das beantragte Bauvorhaben umfasst insgesamt vier Reihenhäuser mit jeweils einem 
Vollgeschoss und einem ausgebauten Dachgeschoss als Staffelgeschoss. Die Reihenhäuser 
sollen jeweils einen Keller erhalten und mit einem begrünten Flachdach ausgestattet werden. Ein 
einzelnes Reihenhaus soll 10 m x 11 m groß werden. Dies führt dazu, dass die geplante 
Hausgruppe insgesamt eine Länge von rd. 40 m aufweisen würde. Die Gebäude sind entlang der 
nördlichen Grundstücksgrenze geplant. Die Stellplätze sind entlang der westlichen 
Grundstücksgrenze vorgesehen.
Das Bauvorhaben ist in der Anlage 5 konkret beschrieben.
 
Planungsrechtliche Einordnung
 
Das zu bebauende Grundstück ist im Flächennutzungsplan (FNP) als landwirtschaftliche Fläche 
dargestellt. Die Grenze der im FNP dargestellten Wohnbaufläche reicht rd. 60 m von der 
Straßenbegrenzung der Walder Straße in Richtung Süden. Die Satzung zur Festlegung der 
Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, die am 28.01.1981 vom Rat der Stadt 
Hilden beschlossen wurde, reicht bis zu einer Tiefe von ca. 65 m von der Straßenbegrenzung und 
umfasst das angefragte Flurstück 1101 in Flur 65 zum geringen Teil.
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Das Vorhaben befindet sich auch nicht im räumlichen Geltungsbereich eines rechtskräftigen 
Bebauungsplans. Somit ist das Vorhaben nach §35 BauGB zu beurteilen. Im Außenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende 
Erschließung gesichert ist und wenn es sich um ein privilegiertes Vorhaben nach §35 Abs. 1 Nr. 1 
bis 9 BauGB handelt. Im Rahmen der fachlichen Prüfung wurde festgestellt, dass diese 
Voraussetzungen hier nicht vorliegen. Auch die Voraussetzungen für eine Zulassung im Einzelfall 
nach §35 Abs. 2 BauGB liegen nicht vor. Zwar ist der Antragsteller im Besitz der Flurstücke 3227, 
3228 (vormals 402) und 1101, jedoch ist das Flurstück 1101 nicht rechtlich erschlossen, da diese 
drei Flurstücke rechtlich unabhängig voneinander sind. Jedoch könnte mittels Baulasten eine 
Erschließung gesichert werden. Jedoch wäre hierfür auch eine Teilfläche des Grundstücks Flur 65 
Flurstück 2434 in Anspruch zu nehmen, das sich nicht im Eigentum des Investors befindet.
Darüber hinaus werden öffentliche Belange bereits dadurch beeinträchtigt, dass das Vorhaben den
Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht (§35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB).
 
Betrachtet man die räumliche Situation südlich des betreffenden Flurstücks, so schließt sich dort 
keine weitere Wohnbebauung an. Stattdessen erstreckt sich der unbebaute Bereich bis zur 
Gemeindegrenze der benachbarten Stadt Solingen. 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich folglich um eine Bebauung in zweiter Reihe. Der Antragsteller 
führt an, dass in der näheren Umgebung einzelne vergleichbare Bebauungsstrukturen vorhanden 
seien. Gleichwohl ist von Seiten der Stadt im Einzelfall zu prüfen, welche städtebaulichen 
Auswirkungen eine weitere Bebauung an dieser Stelle haben kann und inwieweit hierdurch eine 
prägende Wirkung für die weitere Entwicklung des Bereichs entstehen könnte.
 
Im Zuge der 2025 durchgeführten Novellierung des Baugesetzbuches wurde § 246e BauGB 
eingeführt, der u.a. Regelungen für den Außenbereich und an den Siedlungsbereich angrenzende 
Flächen trifft. Danach kann von den Vorschriften des Baugesetzbuches abgewichen werden, wenn
die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist und unter anderem der Errichtung von Wohnzwecken dienenden Gebäuden dient (§ 
246e Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Voraussetzung ist zudem die Zustimmung der Gemeinde gemäß § 36a
BauGB i. V. m. § 246e Abs. 2 BauGB. 
 
Da das Vorhaben im Außenbereich realisiert werden soll, liegen die Voraussetzung für eine 
Prüfung nach § 246e Abs. 3 BauGB vor. Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung auf 
Vorhaben, die in räumlichem Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 BauGB oder § 34 
BauGB zu beurteilen sind. Ein solcher räumlicher Zusammenhang ist hier aufgrund der Lage am 
Ortsrand und der Nähe zu einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil gegeben. Allerdings 
widerspricht das Vorhaben, wie oben bereits dargestellt, den öffentlichen Belangen. Im Rahmen 
des § 246e BauGB ist eine Abwägung vorzunehmen. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 
dass das Vorhaben den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht. Zudem besteht die
Gefahr, dass durch die Zulassung des Bauvorhabens eine Ausweitung der Bebauung in den 
rückwärtigen Bereich (Hinterlandbebauung) eingeleitet wird, die dann mit gegebenen 
planungsrechtlichen Mitteln nicht mehr zu steuern ist. Dies könnte die geordnete städtebauliche 
Entwicklung beeinträchtigen. Insgesamt überwiegen aus fachlicher Sicht die entgegenstehenden 
öffentlichen Belange wie der Erhalt unbebauter Freiflächen, sodass die Voraussetzungen für eine 
Zulässigkeit nach § 246e BauGB nicht vorliegen und eine Zustimmung nicht erteilt werden sollte.
 
Weitere planungsrechtliche Belange:
Die Zufahrt der geplanten Stellplätze ist scheinbar über das in Fremdeigentum befindliche 
Flurstück 2434 u.a. beabsichtigt. Mittels Baulasten könnte allerdings auch hier die Erschließung 
gesichert werden. Es bestehen dagegen fachliche Bedenken, ob sich die geplante Nutzung 
einschließlich Erschließung, Verkehrsflächen und Terrassen, Nebenanlagen usw. in Bezug auf das
Maß der Versiegelung einfügt. Die hier i.R. der Bauvoranfrage vorliegenden Unterlagen sind 
hinsichtlich der geplanten Versiegelung jedoch nicht aussagekräftig.
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Bezüglich der Lage des Baukörpers auf dem Grundstück ist eine vergleichbare Bebauung in 
zweiter Reihe zur Walder Straße im näheren Umfeld nicht vorhanden. Die geplante Bebauung mit 
Staffelgeschoss fügt sich an dieser Stelle nicht ein.
 
Die weiter östlich in zweiter Reihe gelegenen Wohnbebauung an der Walder Straße 328c, 334a, 
336a, 338a beruht auf anderen planungsrechtlichen Voraussetzungen, die mit dem 
Vorhabengrundstück nicht vergleichbar sind. Der Flächennutzungsplan weist dort eine tiefere 
Wohnbaufläche aus, die einen deutlich größeren Abstand zur straßenseitigen Bebauung und somit
ausreichende Flächen für eine Erschließung und notwendiger Verkehrsflächen ermöglicht. Dort 
reicht die Darstellung der Wohnbaufläche bis zu einer Entfernung von ca. 85 bis 90 m von der 
Straßenbegrenzung.
 
Warum hieraus keine Vorbildwirkung abgeleitet werden kann, ergibt sich auch daraus, wie die 
östlich des beantragten Vorhabens gelegenen Häuser an der Walder Straße 328c, 334a, 336a, 
338a in zweiter Reihe als Hinterlandbebauung entstanden sind. Für diesen innerhalb der 
Wohnbauflächen des FNP gelegenen Bereich wurde im Jahr 1994 seitens der Oberen 
Bauaufsichtsbehörde (Kreis Mettmann) auf Grund einer bereits nach § 34 ausgesprochenen 
Baugenehmigung angeregt, einen qualifizierten Bebauungsplan zu erstellen.
 
Nach durchlaufenem Planverfahren wurde der Satzungsbeschluss 1995 gefasst und der 
Bebauungsplan der Bezirksregierung angezeigt. Dieses war damals noch notwendig. Die 
Bezirksregierung machte auf verschiedene Mängel aufmerksam bzw. auf die Verletzung von 
Rechtsvorschriften, so dass der Bebauungsplan in dieser Form nicht rechtskräftig werden konnte.
 
Da die zwischenzeitlich entstandene Bebauung nach § 33 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung) genehmigt und auf den restlichen Grundstücken vom Baurecht kein 
Gebrauch gemacht worden war, wurde in der Ratssitzung am 25.05.2011 die Einstellung des 
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 223 mit der Maßgabe beschlossen, in diesem 
Bereich zukünftig nach § 34 BauGB zu entscheiden (siehe Anlage 4: WP 09-14 SV 61/089). Dies 
ist nicht zuletzt deshalb gangbar, da im FNP eine Wohnbaufläche dargestellt ist. Aus fachlicher 
Sicht sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Walder Straße 328c, 334a, 336a und 
338a daher nicht vergleichbar mit dem Bereich des beantragten Vorhabens und nicht auf diesen 
übertragbar.
 
Auch westlich des beantragten Vorhabens gibt es in zweiter Reihe eine Wohnbebauung, jedoch 
verläuft dort auch der Menzelweg, weshalb dies ebenfalls nicht zum Vergleich geeignet ist. Auch 
das Planungsrecht ist in diesem Bereich über das §34 BauGB eindeutig geregelt. 
 
Städtebauliche Beurteilung
 
Auch aus städtebaulicher Sicht ist die geplante Hinterlandbebauung differenziert zu betrachten. 
Würde der Bebauung zugestimmt, würde hierdurch ein Präzedenzfall entstehen. Vergleichbare 
Grundstückssituationen in der näheren Umgebung könnten sich künftig auf diese Entscheidung 
berufen und ebenfalls eine Bebauung in zweiter Reihe anstreben. In der Folge könnte sich die 
städtebauliche Struktur des Quartiers schrittweise verändern. Insbesondere besteht die Gefahr, 
dass bislang unbebaute Freiflächen sukzessive bebaut werden und dadurch Grün- und 
Freiraumstrukturen im Stadtgebiet verloren gehen.
 
Darüber hinaus führt eine verstärkte Bebauung in zweiter Reihe in der Regel zu einem erhöhten 
Erschließungsaufwand für Grundstückszufahrten und Stellplatzanlagen, sowie insgesamt zu einer 
höheren baulichen Verdichtung, die ursprünglich in der vorhandenen Siedlungsstruktur nicht 
vorgesehen war. Dies kann Auswirkungen auf die Aufenthaltsqualität der rückwärtigen 
Gartenbereiche haben. Infrastrukturelle Aspekte wie Erschließung, Stellplatznachweis, 
Entwässerung sowie Feuerwehrzufahrten sind daher bei Hinterlandbebauungen sorgfältig zu 
prüfen. Die Walder Straße ist zudem bereits heute eine hochfrequentierte Straße, in der sich 
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zusätzliche Grundstückseinfahrten nachteilig auf den Verkehrsfluss auswirken. Nicht zuletzt kann 
eine fortschreitende Bebauung im rückwärtigen Bereich langfristig dazu beitragen, dass sich die 
Siedlungsstruktur weiter in den Außenbereich ausweitet und die klare Abgrenzung zwischen 
bebautem Innenbereich und Freiraum zunehmend aufgeweicht wird. Zwangsläufig wird der 
Freiraum hierdurch sowohl in seiner Qualität als Erholungsraum für die Bevölkerung aber auch als 
Naturraum beeinträchtigt.
Demgegenüber ist im Rahmen der Abwägung aber auch zu berücksichtigen, dass durch eine 
solche Maßnahme zusätzlicher Wohnraum am Rande des bestehenden Siedlungsgefüges 
geschaffen werden kann.
 
Obwohl die Verwaltung empfiehlt, dem beantragten Vorhaben im Zusammenhang mit § 246e 
BauGB nicht zuzustimmen, ist darauf hinzuweisen, dass im Fall einer Zustimmung, gemäß § 36a 
BauGB die Möglichkeit bestünde, diese an bestimmte städtebauliche Bedingungen zu knüpfen. 
Der Vorhabenträger kann verpflichtet werden, definierte Anforderungen einzuhalten, 
beispielsweise hinsichtlich der Baukörpergestaltung, der Gebäudehöhe, der Erschließung, der 
Freiflächen- und Grünstrukturen oder der Stellplatzregelung. Auf diese Weise kann die Gemeinde 
sicherstellen, dass sich das Vorhaben so verträglich wie möglich in die vorhandene städtebauliche 
Struktur einfügt und negative Auswirkungen auf das Umfeld möglichst minimiert werden. Dennoch 
ist nicht zu vernachlässigen, dass dadurch ein Präzedenzfall entstehen würde und somit das 
Bauen in zweiter Reihe in Richtung Außenbereich gefördert würde. Es besteht die Gefahr, dass 
durch die Zulassung des Bauvorhabens eine Ausweitung der Bebauung in den rückwärtigen 
Bereich (Hinterlandbebauung) eingeleitet wird, die dann mit gegebenen planungsrechtlichen 
Mitteln nicht mehr zu steuern ist. Dies könnte die geordnete städtebauliche Entwicklung 
beeinträchtigen.
 
Eine sorgfältige Abwägung zwischen dem Ziel der Innenentwicklung und Nachverdichtung 
einerseits und der Schaffung von Wohnraum sowie dem Erhalt bestehender Freiraumstrukturen 
und der städtebaulichen Ordnung andererseits ist erforderlich. Insgesamt bestehen aus den zuvor 
dargelegten Gründen erhebliche fachliche Bedenken gegen das vorliegende Bauvorhaben. Daher 
empfiehlt die Stadtverwaltung, dem Vorhaben nicht zuzustimmen.
 
 
gez.
Dr. Claus Pommer
Bürgermeister
 
 
Klimarelevanz:
Eine mögliche fortschreitende Hinterlandbebauung entlang der Walder Straße würde 
voraussichtlich zu einer weiteren Zunahme der Flächenversiegelung führen, da bislang unbebaute 
Freiflächen bebaut würden. Auch der Bau neuer Gebäude ist zunächst mit der Freisetzung von 
Treibhausgasemissionen verbunden, etwa durch Baustoffproduktion und Bauprozesse. 
Gleichzeitig handelt es sich bei den entstehenden Gebäuden jedoch um Neubauten, die den 
aktuellen und vergleichsweise strengen gesetzlichen Anforderungen im Bereich Energieeffizienz 
sowie Umwelt- und Klimaschutz entsprechen müssen. Dadurch kommen moderne energetische 
Standards und klimafreundlichere Bauweisen häufiger und schneller zur Anwendung. Dennoch 
kann eine zunehmende Versiegelung von Flächen klimatische Auswirkungen haben, da 
versiegelte Oberflächen sich stärker aufheizen und zugleich weniger zur natürlichen CO₂-
Speicherung beitragen können.
 
 
Inklusionsrelevanz:
Durch die Errichtung von Neubauten können barrierearme Wohnungen und soziale Infrastrukturen 
zeitnah geschaffen werden, was insbesondere Menschen mit Behinderungen, ältere Personen und
weitere vulnerablen Gruppen zugutekommt.
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Lage im Stadtgebiet Bauvorhaben Hinterland Walder Str. 300/302

© Flurkartenausschnitt ohne Maßstab
© Kartengrundlage: Kreis Mettmann - Vermessungs- und Katasteramt
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